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Macri gibt sich peronistisch
Mehrere Großveranstaltungen zum „Tag der Arbeit“
Staatschef Mauricio Macri vor dem Konterfei Peróns. (Foto: AP)
Buenos Aires (AT/mc) - Der 1. Mai war in diesem Jahr ausgesprochen politisch geprägt. Sowohl Regierung als Opposition nutzten den Tag der Arbeit, um für ihre Ziele bzw. Forderungen zu werben. Auch Präsident Mauricio Macri gab sich am Montag arbeiternah und trat auf Einladung von Gerónimo Venegas, dem Chef der Landarbeitergewerkschaft , bei der Veranstaltung der „62 peronistischen Organisationen“ auf. In der Sporthalle des Vereins Ferro Carril Oeste im Buenos Aires-Stadtteil Caballito warb der Staatschef um Sympathien: „Für meine Regierung gibt es nichts wichtigeres, als Arbeitsplätze für die Argentinier zu schaffen.“
Bei der Gelegenheit kündigte Macri den Plan „Empalme“ (Zusammenfügung) an. Ziel ist, diejenigen, die derzeit von Sozialplänen leben, in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren. Begonnen wird mit 280.000 Sozialhilfeempfängern, die in reguläre Arbeitsverhältnisse gebracht werden soll. Dabei will der Staat einen Teil des Gehalts übernehmen, sobald die Betroffenen die Beschäftigung aufgenommen haben. Macri erinnerte daran, dass die aktuellen Sozialpläne während der Krise 2001 geschaffen wurden mit der Idee, den Menschen übergangsweise zu helfen. Danach sei dann aber nichts geschehen, außer dass die Sozialleistungen weiter geflossen seien. Ziel aber müsse sein, dass die Produktivität der „Leitstern des Landes“ ist, wie Macri den Ex-Staatspräsidenten Juan Domingo Perón zitierte.
Macri, der vor dem Hintergrund eines Perón-Konterfeis redete, erneuerte seine Kritik an Teilen der Gewerkschaftsbewegung. Erneut sprach er von „mafiösen Verhaltensweisen“ und prangerte eine Praxis der Vorteilsnahme an.
Kritik an der Staatsführung gab es bei der zentralen Kundgebung des Gewerkschaftsdachverbands CGT im Stadion der Kanalarbeitergewerkschaft. Juan Carlos Schmid, der Chef der Wasserbauarbeiter, attestierte der Regierung eine „offenkundige Unfähigkeit“, die Probleme des Landes zu lösen: „In Argentinien kommt die Hälfte der Bevölkerung mit dem Gehalt nicht bis ans Ende des Monats.“ Schmid beklagte die Erhöhung der Kosten für öffentliche Dienste, den allgemeinen Preisanstieg für Güter des täglichen Bedarfs, die Festsetzung von Höchstgrenzen bei den Tarifverhandlungen, die Öffnung des Landes für Importe sowie die Streichung von Abgaben für den Agrarsektor. Bemerkenswert war, dass das Führungstrio der CGT nicht vollständig war. Von Schmids Troika-Kollegen erschien Héctor Daer unpünktlich und Carlos Acuña überhaupt nicht.
An der „mobilen Schule“ vor dem Kongress veranstaltete die CTA, die sich 1991 vom CGT abgespalten hatte, eine Kundgebung. CTA-Chef Hugo Yasky rief zur Einheit der Gewerkschaftsbewegung auf und warb für einen neuen Generalstreik gegen die Regierung. Er bezeichnete die aktuelle Staatsführung als „Regierung der Unternehmer“ und beschwor den Kampf für menschenwürdige Gehälter.
Auf der Plaza de Mayo veranstaltete die Linksfront (FIT) eine Veranstaltung, während die Sozialistische Arbeiterbewegung (MST) die ihrige am Obelisken abhielt. Die Bewegung der Piqueteros (Straßenblockierer) wiederum versammelte sich am Arbeiterdenkmal (Canto al Trabajo) in San Telmo. Überall wurde Kritik an der als unsozial empfundenen Wirtschaftspolitik der Regierung geübt.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Merkel kommt
Bundeskanzlerin Angela Merkel wird Argentinien am 8. Juni (Donnerstag) einen Besuch abstatten. Dies teilte das Presseamt der Casa Rosada auf unsere Nachfrage mit. Bereits vor wenigen Tagen hatte Präsident Mauricio Macri öffentlich gemacht, dass die deutsche Regierungschefin nach Buenos Aires kommen werde, allerdings noch kein genaues Datum genannt. Macri hat in diesen Tagen ohnehin viele wichtige internationale Gesprächspartner: Erst vor wenigen Tagen war er bei US-Präsident Donald Trump. Des Weiteren trifft er die Präsidenten von Italien und China, Sergio Mattarella und Xi Jinping, sowie den japanischen Premier Shinzo Abe, ehe er die deutsche Kanzlerin empfängt. Eine solche Dichte hochkarätiger Treffen habe es in der argentinischen Geschichte noch nicht gegeben, freute sich Macri.
Umstrittene Ernennung
Die Ernennung von Darío Lopérfido zum Sonderbotschafter für argentinische Kultur in Berlin hat für Kritik gesorgt. Dies berichtet die Berliner „tageszeitung“. Demnach wollten Künstler und Wissenschaftler einen offenen Brief in der argentinischen Botschaft in Berlin abgeben, in dem sie ihre Ablehnung formulieren und Präsident Mauricio Macri auffordern, die Personalie zu erläutern. Lopérfido musste im vorigen Jahr als Kulturminister der Stadt Buenos Aires wegen polemischer Äußerungen zur letzten Militärdiktatur zurücktreten. Der 52-Jährige stellte die Opferzahl von 30.000 „Verschwundenen“ infrage, die von Menschenrechtsgruppen angenommen wird. Stattdessen sprach er von einer erfundenen Zahl mit dem Ziel, finanzielle Wiedergutmachung zu erreichen. Seiner Mission in der deutschen Hauptstadt blickt Lopérfido voller Vorfreude entgegen: „In Zeiten, in denen man Spektakel mit Kultur verwechselt, ist Deutschland ein bewundernswertes Modell, und Berlin ist mein Zuhause“, meinte der Kulturbeauftragte bei einem Empfang der deutschen Botschaft in Buenos Aires.
Geld von Odebrecht
Die skandalumwitterte Odebrecht-Gruppe hat die Wahlkampagne von Mauricio Macri im Jahr 2015 mitfinanziert. Dies berichtet die Zeitung „La Nación“. Demnach habe der Baukonzern, der weltweit in Korruptionsaffären verwickelt ist, den späteren Präsidenten mit 500.000 Pesos unterstützt. Realisiert worden sei die Unterstützung durch die Braskem Argentina SA, einer Firma der Odebrecht-Gruppe, bei einer Abendveranstaltung für Unterstützer Macris im März 2015. Macris Partei PRO bestreitet den Sachverhalt nicht. Indes wird verneint, dass es sich bei der Annahme der Spendengelder um einen illegalen Akt gehandelt habe.
Urteil mit Folgen
Menschenrechtsgruppen sind empört: Ein Urteilsspruch des Obersten Gerichtshofs könnte zur Folge haben, dass mehr als 750 inhaftierte Helfer der letzten Militärdiktatur auf freien Fuß kommen. Konkret geht es um den am Mittwoch gefällten Beschluss der Richter, das sogenannte „Zwei für eins“-Gesetz im Fall des einstigen Paramilitärs Luis Muiña anzuwenden, der 2007 verhaftet und vier Jahre später zu 13 Jahren Haft verurteilt worden war. Das erwähnte Gesetz, das zwischen 1994 und 2001 gültig war, sieht vor, dass Zeiten, in denen die Betroffenen ohne rechtsgültiges Urteil in Untersuchungshaft saßen, doppelt angerechnet werden. Der Oberste Gerichtshof stellte sich nun auf den Standpunkt, dass dies auf Muiña anzuwenden sei, da zwischen dem ihm zur Last gelegten Verbrechen im Jahr 1976 und der Verurteilung 2011 das „Zwei für eins“-Gesetz zeitweise Gültigkeit hatte. Ihre Entscheidung fällten die Richter mit 3:2-Stimmen. Experten schätzen, dass nun zahlreiche weitere Verurteilte sich darauf berufen können. „Es ist abscheulich. Sie wollen die Geschichte löschen“, so Estela de Carlotto, die Vorsitzende der Großmütter der Plaza de Mayo.
122. Enkel ermittelt
Die „Großmütter der Plaza de Mayo“ (Abuelas) haben vor wenigen Tagen den 122. vermissten Enkel gefunden. Wie die Menschenrechtsorganisation bekannt gab, handelt es sich bei dem 39-Jährigen um den Sohn von Enrique Bustamante und Iris García Soler. Beide Eltern waren Mitglieder der Guerrilla-Organisation „Montoneros“. Im Jahr 1977 wurden sie von der Bundespolizei verhaftet und zunächst in das Geheimgefängnis Club Atlético in der Innenstadt von Buenos Aires verbracht. García Soler war zum Zeitpunkt ihrer Festnahme im dritten Monat schwanger. Kurz vor der Geburt ihres Sohnes wurde sie in die einstige Marineschule ESMA verbracht, einem berüchtigten Folterzentrum. Der Junge kam dort zur Welt und wurde anschließend von den Militärs zwangsadoptiert. Von den biologischen Eltern fehlt seitdem jede Spur. Der Nachweis, dass der 39-Jährige der Sohn von Bustamanet und García Soler ist, konnte über einen DNA-Abgleich mit der Datenbank von „Verschwundenen“ erbracht werden. Der Mann ist heute selber Vater von zwei Kindern.
40 Jahre Mütter der „Plaza de Mayo“
Mit einem bunten Kulturprogramm und der Einweihung eines Gedenksteines haben die „Mütter der Plaza de Mayo“ (Madres) am Sonntag ihres ersten Protestmarsches gegen die Militärdiktatur vor genau 40 Jahren gedacht. Nahe der Pyramide, um die die Madres jeden Donnerstag stumm gingen, um gegen das „Verschwinden“ ihrer Söhne und Töchter zu protestieren, erinnert nun eine Steinmosaik an die Zivilcourage der Frauen. Es zeigt das weiße Kopftuch, das zum Symbol für den Widerstand der Frauen gegen die Militärjunta geworden ist. Madres-Vorsitzende Hebe de Bonafini würdigte die „wunderbaren Söhne, die von einem besseren Land träumten“. Zudem hob sie die Verdienste von Néstor und Cristina Kirchner hervor, die dafür gesorgt hätten, die Träume Wirklichkeit werden zu lassen. Des Jahrestages gedachte auch die „Gründerlinie“ der Madres, die Mitte der 80er nach internen Differenzen entstanden war. Die Frauen um die Vorsitzende Nora Cortiñas veranstalteten im ND Teatro ein Solidaritätsfest. (AT/mc)
Meinung
Mehr Zuchthäuser
Die Regierung hat angekündigt, dass neue Zuchthäuser errichtet werden sollen, um die bestehende Kapazität zu verdoppeln. Es ist anzunehmen, dass dies sich nur auf die nationalen Anstalten bezieht, so dass die provinziellen Zuchthäuser nicht eingeschlossen sind. In der Tat sind diese Anstalten überfüllt, was zu unmenschlichen Zuständen führt. Eine weitere Konsequenz dieses Zustandes ist die, dass Richter Verbrecher vorzeitig frei lassen, um Platz zu schaffen.
Doch auf der anderen Seite befinden sich viele Militärs in Haft, die über 70 Jahre alt sind und gemäß Strafgesetzbuch Recht auf Hausarrest haben. Dass es sich um Prozesse und Verurteilungen von Fällen handelt, die als “Verbrechen gegen die Menschlichkeit” eingestuft werden, ist kein Grund, um den Hausarrest zu verweigern. Was die internationalen Abkommen über das Thema bestimmen, ist nur, dass diese Verbrechen nicht verjähren. Im Übrigen wird die Gesetzgebung der Länder angewendet, wo die Verbrechen begangen wurden. Der Hausarrest kann nur verweigert werden, wenn es sich um einen Prozess handelt, den der betreffenden Sträfling von seiner Wohnung aus stören kann, oder wenn er weiter die Verbrechen vollziehen kann, wegen denen er verurteilt wurde. Nichts dergleichen ist hier der Fall. Es könnten sofort über fünfhundert freie Plätze in den Gefängnissen geschaffen werden.
Das Problem der Kriminalität und der Haftstrafen wird gewiss nicht mit mehr Gefängnissen gelöst. Man muss zunächst die Häftlinge in zwei Kategorien aufteilen: diejenigen, die schlimme Verbrecher sind, meistens mehrfache Mörder oder notorische Triebtäter. Diese müssen eben eingesperrt werden, wie es jetzt der Fall ist. Natürlich gibt es auch hier Ausnahmefälle, bei denen eine Reduzierung der Haftstrafe möglich ist. Doch es gibt viele, vor allem Jugendliche, die durch Drogenkonsum, schlechte Freundschaften oder andere Umstände Verbrechen begangen haben, bei denen versucht werden sollte, sie wieder in die Gesellschaft einzugliedern.
Für diese Gruppe könnten die seit der Abschaffung des Militärdienstes, und gelegentlich schon vorher, leerstehenden Kasernen verwendet werden, die mit geringen Investitionen für diesen Zweck hergerichtet werden können. Es sind mindestens ein Dutzend, die auch mit viel Land ausgestattet sind. Bei Drogensüchtigen etwa könnte es therapieunterstützend wirken, wenn sich die Strafgefangenen intensiv körperlich betätigen, also Sport treiben oder Gartenarbeit verrichten. Hinzu kommt dann eine psychologische Behandlung und auch Schulung, mit Erlernung von Berufen. So ist die Chance hoch, dass die Straftäter wieder in die Gesellschaft eingegliedert werden können. Auf jeden Fall müssen resozialisierbare Strafgefangene von Gewohnheitsverbrechern separiert werden. Gewöhnliche Gefängnisse sind Schulen der Gewalt, in denen viele zu Berufsverbrechern ausgebildet werden, die nach der Freilassung schlimmere Verbrechen begehen als vorher.
Das Thema hängt auch mit dem Drogenkonsum zusammen. Wird dieser effektiv bekämpft, wie es gegenwärtig mit Patricia Bullrich als Sicherheitsministerin der Fall ist, dann nimmt der Konsum ab, einfach weil weniger Rauschgift vorhanden ist. Wenn die Regierung dabei auch das Verteilungsnetz zerstört, dann wird der Zugang zur Droge noch schwieriger. Doch gleichzeitig muss intensiv in den Schulen und in den Familien gearbeitet werden, damit Lehrer und Eltern auf Drogensüchtige aufmerksam werden und dies als Krankheit erkennen. Sie müssen nicht bestraft, sondern geheilt werden, zu welchem Zweck ihnen geholfen werden muss. Mit weniger Drogensüchtigen, die zu Verbrechern werden, weil sie Geld für den Kauf des Rauschgiftes brauchen, nimmt auch das Verbrechen ab, und somit auch der Platzbedarf in den Zuchthäusern.
Meinung
Im Blickfeld: Französische Pflichtübung
Von Stefan Kuhn
Zugegeben, die Sache ist gelaufen. Wenn Frankreich am Sonntag über sein künftiges Staatsoberhaupt entscheidet, gibt es nur einen Favoriten: den linksliberalen früheren Wirtschaftsminister Emmanuel Macron. Es müssten schon seltsame Dinge geschehen, damit sich das Blatt in den letzten drei Tagen noch noch zugunsten der rechtsextremen Kandidatin Marine Le Pen ändert.
Seit dem ersten Wahlgang vor zehn Tagen liegt Macron in den Umfragen mit 60:40 Prozent in Führung. Fehlerquoten von über zehn Prozentpunkten haben in der Demoskopie Seltenheitswert. Als sich die Wahlforscher beim Brexit-Votum im Juni 2016 und bei den US-Präsidentschaftswahlen vom vergangenen November verschätzt hatten, lagen die jeweiligen Wahloptionen weitaus dichter beisammen. Im Vereinigten Königreich hatten die Brexit-Gegner zwischen einem und vier Prozentpunkten Vorsprung, und in den USA führte Clinton mit zwei Prozentpunkten Distanz auf Donald Trump. Am Ende lagen die Demoskopen sogar richtig. Clinton hatte fast drei Millionen Stimmen mehr als ihr Kontrahent, und das entspricht einem Vorsprung von gut zwei Prozentpunkten. Dass Trump Präsident wurde, liegt schlicht daran, dass er Schlüsselstaaten gewonnen hat und am Ende mehr Wahlmänner auf sich vereinen konnte. In Frankreich kann das nicht geschehen. Dort wird direkt gewählt, und Macrons Umfragevorsprung ist zehn Mal höher als der von Clinton.
Für Macron spricht zunächst auch, dass sich Frankreichs Politikerelite für ihn entschieden hat. Der amtierende sozialistische Präsident François Hollande hat sich für ihn ausgesprochen, ebenso sein konservativer Vorgänger Nicolas Sarkozy. Die unterlegenen Kandidaten François Fillon und Benoit Hamon wollen ebenso für ihn stimmen wie Ex-Premier Alain Juppé. Die Sozialistische Partei, deren Mitglied Macron bis 2009 war, unterstützt ihn aktiv. Die konservative Republikanische Partei, der Sakozy, Fillon und Juppé angehören hat zumindest dazu aufgerufen, Le Pen nicht zu wählen. Zu den Le Pen-Verweigerern gehört auch die mächtige Gewerkschaft CGT und der Linkskandidat Jean-Luc Mélenchon. Die Liste der Le Pen-Befürworter ist dagegen recht kurz. Ihr gehört der nationalkonservative Präsidentschaftskandidat Nicolas Dupont-Aignan an, der im ersten Wahlgang mit 4,7 Prozent der Stimmen auf dem sechsten Platz landete.
Unwägbarkeiten gibt es wenige. Macron hat gegenüber den Umfragen vor dem ersten Wahlgang zwar an Stimmen verloren, aber das war zu erwarten. Wenn feststeht, wer ins Finale einzieht, werden die Karten neu gemischt. Seither liegt der 39-Jährige fast konstant bei 60 Prozent (+/-1%). Es ist also kein Abwärtstrend zu beobachten. Le Pen konnte ihren (Umfragen-)Stimmenanteil fast verdoppeln, das liegt an rechtskonservativen Wählern, denen Macron zu links, und an linken Wählern, denen er zu weit rechts steht. Jetzt liegen die Karten auf dem Tisch - zumindest fast alle.
In den Umfragen wird nur die positive Wahlentscheidung berücksichtigt. Wenn man 60:40 liest, heißt das nicht, dass sich 60 Prozent der Wähler für Macron und 40 Prozent der Wähler für Le Pen entschieden haben. Es heißt, dass von den Wählern, die sich entschieden haben, 60 Prozent für Macron stimmen wollen und 40 Prozent für Le Pen. In einigen Umfragen wird auch die Zahl der Wahlverweigerer angegeben. Sie umfasst die Zahl der Nichtwähler und die derjenigen, die ihre Stimmzettel ungültig machen oder ohne Kreuzchen abgeben und bewegt sich um die 25 Prozent. Die Zahl der Unentschlossenen taucht nur in wenigen Erhebungen auf. Sie liegt bei maximal 15 Prozent.
Das bedeutet, dass bei den Umfrageergebnissen 40 Prozent der Wahlberechtigten fehlen. Nimmt man die Zahl der Wahlverweigerer ernst, heißt das, selbst wenn Le Pen alle Unentschlossenen hinter sich bringen würde, läge sie immer noch knapp hinter Macron. Für einen Sieg am Sonntag müsste Le Pen ihrem Gegner rund fünf Prozentpunkte von seinen 60 Prozent „entschlossenen“ Wählern abnehmen, das Gros der Unentschlossenen auf ihre Seite und einen großen Teil der Nichtwähler zu ihren Gunsten an die Urnen bringen.
Le Pen hat versucht, ihre minimale Gewinnchance zu ergreifen, aber bisher ohne Erfolg. Einer der Pluspunkte von Macron ist auch ein Manko: seine Unterstützer. Der unabhängige Kandidat hat versucht, mit seiner neuen Partei „En marche!“ das politische Establishment Frankreichs aufzumischen. Dabei fiel schon zu Beginn unter den Tisch, dass Macron diesem Establishment selbst angehört. Dass er jetzt auch noch von der gesamten abgehalfterten Politikergarde um Hollande, Sarkozy, Fillon oder Juppé unterstützt wird, war eigentlich Wasser auf den Mühlen von Le Pen. Am Mittwoch, im einzigen TV-Duell zwischen den beiden Kandidaten, schlug die Rechtsextremistin noch einmal in diese Kerbe. Sie präsentierte sich als Vertreterin des Volkes und bezeichnete Marcon als Kandidaten einer „wilden Globalisierung“, der vom Präsidenten Hollande „ferngesteuert“ werde. Es war wohl nicht mehr als ein letztes Aufbäumen gegen die absehbare Niederlage.
Verloren hat Marine Le Pen das TV-Duell nicht, für einen Sieg bei der Stichwahl am Sonntag hätte sie es aber deutlich gewinnen müssen. Aussagen wie die, dass Frankreich künftig von einer Frau regiert werde, entweder von ihr oder Angela Merkel, passen mehr in eine politische TV-Satire als in eine Wahldebatte. Macron verhielt sich dagegen präsidial. Er ließ sich nicht provozieren und teilte dennoch kräftig aus. Allerdings sieht man eine Wahldebatte als politischer Beobachter zu objektiv, die subjektive Wirkung auf unentschlossene Wähler kann man kaum einschätzen.
Meinung
Randglossen
Der 1. Mai wurde dieses Mal in Argentinien mit sechs verschiedenen Kundgebungen gefeiert. Für die Dachorganisation, die CGT, war dies eine Schlappe, weil dabei ihre allgemeine Vertretung der Gewerkschaften in Frage gestellt wird. Für Präsident Macri ist diese Konstellation günstig, weil er sich gegenüber einer schwachen Gewerkschaftszentrale besser behaupten kann. Dies stärkt auch seine Politik der Verhandlung mit einzelnen Gewerkschaften, wie die der Erdölarbeiter von Vaca Muerta und Chubut. Dass er selber eine Ansprache bei der Veranstaltung von Gerónimo “Momo” Venegas halten konnte, der die Landarbeiter vertritt und auch Vorsitzender eines peronistischen Gewerkschaftsbundes ist, war ein weiteres Schwächezeichen der Gewerkschaften. Denn Venegas stützt diese Regierung, die die Lage der Landarbeiter verbessert hat, mit einer bedeutenden Zunahme der Beschäftigung.
Hundert Tage im Amt sind für Politiker ein Markstein. Sie markieren das Ende der Schonfrist, die erste Bilanz wird gezogen. Bei US-Präsident Donald Trump tut man sich da schwer, etwas Positives zu finden. Trump selbst macht es einem da nicht leichter. Als „Fake News“ bezeichnete er die Berichterstattung über seine bisherigen Leistungen. Tun wir ihm den Gefallen und kommentieren diese nicht, sondern lassen nackte Zahlen sprechen. Trump hat sich mit 14 Staats- und Regierungschefs getroffen, sechs Mal mit Angela Merkel telefoniert und an acht Pressekonferenzen teilgenommen. Er war sieben Wochenenden im Weißen Haus, hat 19 Mal Golf gespielt, 482 Tweets veröffentlicht. Seine beiden Einwanderungsdekrete sind gescheitert. Hundert Tage Donald Trump. Man könnte den Halbsatz allein so stehen lassen, er ist bereits eine Glosse.
Weg von der Glosse, hin zur traurigen Wahrheit. Das Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu ein Treffen mit dem deutschen Außenminister Sigmar Gabriel absagt, ist sein gutes Recht. Protokollarisch steht er über dem deutschen Chefdiplomaten. Nur die Begründung ist traurige Satire. Gabriel hatte sich nach dem israelischen Holocaust-Gedenktag mit israelischen Oppositionsgruppen getroffen, die Netanjahus Siedlungspolitik kritisch gegenüberstehen. „Instinktlos“ nannte Israels Premier diese Treffen. „Instinktlos“ ist Netanjahus Reaktion. Nicht nur deshalb, weil seine Siedlungspolitik nichts mit dem Holocaust zu tun hat. Er hat auch kein Erbpachtrecht auf die Opferrolle, kaum einer seiner Kritiker dürfte nicht von der Schoah betroffen sein. Politisch instinktlos ist, dass Netanjahu ein Land brüskiert, das ihn bar jeglicher Vernunft unterstützt.
Wirtschaft
Steuereinnahmen im April: +24,6%
Die gesamten Steuereinnahmen des Bundesstaates, einschließlich Sozialabgaben, Zöllen und Gebühren, lagen im April 2017 bei $ 187,95 Mrd., 24,6% über dem Vorjahr. In vier Monaten 2017 waren es $ 783,88 Mrd., 33,8% über dem Vorjahr. Im April gab es kaum noch Einnahmen aus der Weißwaschung, was die geringere Zunahme erklärt, die außerdem durch den starken Rückgang bei den Exportzöllen bedingt ist.
Im Einzelnen war die Entwicklung wie folgt:
Gewinnsteuer: $ 29,60 Mrd., +27,7%. Hier hat sich die Erhöhung des steuerfreien Minimums ausgewirkt, und an zweiter Stelle die schwache Konjunktur.
Mehrwertsteuer: $ 60,10 Mrd., +35,6%, Hier verzeichnet jedoch die direkt vom Steueramt eingenommene Steuer mit $ 44,24 Mrd. eine Zunahme von 33,3%, während die vom Zollamt einbehaltene MwSt. mit $ 16,86 Mrd. nur um 12,5% gestiegen ist. Letzteres widerspricht der Behauptung, dass hohe Importe stattfinden, wobei die MwSt. in diesem Fall besonders den Import von Konsumgütern zum Ausdruck bringt. Die Rückgabe der MwSt. an die Exporteure sank drastisch, um 226,8% auf nur $ 306 Mio. Das bedeutet, dass sich wieder Schulden der AFIP ansammeln.
Interne Steuern: $ 5,55 Mrd. +82,9%. Der Sprung bei den Einnahmen ist hier auf die starke Erhöhung der Zigarettensteuer zurückzuführen.
Exportzölle: $ 9,05 Mrd., -29,2%. Hier hat sich die Abschaffung, bzw. Verringerung, der Exportzölle ausgewirkt.
Importzölle: $ 4,78 Mrd., +3,8%. Die minimale Zunahme, die eine Abnahme in Dollarwerten zum Ausdruck bringt, bestätigt, dass der Import von Konsumgütern abgenommen hat.
Benzinsteuer: $ 4,75 Mrd., +104,4%. Hier kommt die starke Preiserhöhung zum Ausdruck, die offensichtlich den Konsum wenig beeinflusst hat.
Andere Brennstoffsteuern: $ 2,45 Mrd., +187,4 Mrd. Die starke Zunahme ist auf die Preiserhöhung und die bedeutende Zunahme des Konsums von Dieselöl zurückzuführen, was mit der erhöhten Ernte von Getreide und Ölsaat zusammenhängt.
Weitere Brennstoffsteuern (auf Pressgas, Gas und auch auf Dieselöl und Benzin): $ 2,45 Mrd.,+79,3%.
Persönliche Güter: $ 1,23 Mrd., +19%. Die geringe Zunahme ist auf die im Rahmen der Weißwaschung geschaffenen Ausnahmen zurückzuführen.
Soziale Sicherheit: $ 55,53 Mrd.,+33,5%. Dies bezieht sich im Wesen auf Beiträge zum Pensionierungsystem. Die Zunahme entspricht den Lohnerhöhungen und bringt auch eine leichte Zunahme der legalen Beschäftigung zum Ausdruck.
Von den gesamten Einnahmen gehen 39,1% an den Nationalstaat, 28,3% an das System der sozialen Sicherheit, 28,2% an die Provinzen und 4,4% sind für Ausgaben der AFIP u.a. Zwecke bestimmt. Im April nahm der Betrag für die Nationalverwaltung im Vergleich zum Vorjahr nur um 9,8% zu (weil die Exportzölle fast ausschließlich an den Nationalstaat gehen), während die Provinzen 38% mehr und das System der sozialen Sicherheit 29% mehr erhielten.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 15,58, gegen $ 15,72 eine Woche zuvor. Die Devisenreserven der ZB lagen bei u$s 48,36 Mrd., gegen u$s 48,94 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 28. Februar 2018 bei $ 17,95, was einen Jahreszinssatz von 21,68% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Zunahme von 0,88%, und liegt somit um 25,38% über Ende 2016.
***
Die argentinischen Staatspapiere weisen in einer Woche zum Mittwoch mit Ausnahme des Bonar 2024 Zunahmen auf. Die Veränderungen waren wie folgt: Argentina 2019: +0,38%; Argentina 2021: +0,69%; Argentina 2026: +0,97%; Argentina 2046: +0,37%; Bonar 2024: -2,06%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 345 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 350), und bei 24 Karat zu $ 492,86 ($ 500).
***
Die ZB hat letzte Woche ihre monetäre Politik verhärtet, nachdem für April mit einer Zunahme des Indices der Konsumentenpreise von über 2% gerechnet wird. Der Zinssatz für Lebac wurde bei 35 Tagen auf 25% festgesetzt, wobei ein großer Lebac-Betrag auf dem sekundären Markt verkauft wurde. Bei passiven Swaps auf 7 Tage beträgt der Zinssatz 25,50%.
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der Zentralbank), stieg in 12 Monaten zum 28.4.17 um 38,93%, nachdem die jährliche Expansionsrate in den vorangehenden Tagen noch über 40% gelegen hatte. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, verzeichnet in der gleichen Periode eine Zunahme von 34,76%.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 28.4.17 um 35,84% auf $ 1,73 Bio., und die Pesokredite nahmen um 22,16% auf $ 1,05 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 104,80% auf u$s 28,97 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 124,14% auf u$s 11,09 Mrd. zu.
***
Die ZB hat beschlossen, bei ihren Inflationszielen den landesweiten Index der Konsumentenpreise als Grundlage zu nehmen, den das Statistische Amt (INDEC) ab Juli bekanntgeben wird. Der gegenwärtig veröffentlichte Index bezieht sich nur auf die Bundeshauptstadt und die 24 Bezirke der Umgebung. Ein nationaler Index dürfte niedrigere Zunahmen aufweisen, weil im Landesinneren die Tarife für Strom und öffentliche Dienste im allgemeinen viel höher als in Groß-Buenos Aires sind, so dass geringere Zunahmen erwartet werden.
***
Das Projekt über Bevorzugung lokaler Lieferanten bei staatlichen Käufen ist fast fertig und soll in einem Monat in Kongress eingebracht werden. Es handelt sich im Wesen um eine Korrektur des Gesetzes 25.551, das als “Kauf argentinische Arbeit” getauft, aber bisher nicht angewendet wurde, angeblich weil der Text Mängel aufweist. Die Käufe des Staates stellen ca. 5% des BIP dar, und allein an Staatsinvestitionen ist für die nächsten 8 Jahre ein Betrag von u$s 200 Mrd. vorgesehen. Das Projekt besteht im Wesen darin, dass der lokale Anbieter eine Marge haben soll, um Ausschreibungen zu gewinnen. Das bestehende Gesetz sieht 5%, bzw. 8% bei kleinen und mittleren Unternehmen als Preisdifferenz zu ausländischen Angeboten vor, um gleich eingestuft zu werden. Laut offizieller Information sind weltweit Margen von 8% bis 12% üblich, wobei es in Ausnahmefällen bis zu 25% sind. Die Regierung will die Marge jetzt angeblich auf 7%, bzw. 12% anheben.
***
Die Föderation der argentinischen Textilindustrie (FITA) berichtet, dass die Produktion von Textilien im März um 18% unter dem gleichen Vorjahresmonat lag. Bei Baumwollgarnen liegt die Abnahme bei 29,5%, bei Baumwollstoffen um 14%. Der Einzelhandelsumsatz lag im März in Mengen bei Betttüchern und Handtüchern um 6,4% und bei Bekleidung um 4,9% unter dem Vorjahr.
***
Der Index der Industrieproduktion des Statistischen Amtes (INDEC), benannt EMI (“Estimador Mensual Industrial”), der auf den wichtigsten kurzfristig verfügbaren Daten beruht, weist für März eine interannuelle Abnahme von 0,4% aus, wobei das 1. Quartal bei minus 2,4% lag. Das INDEC-Ergebnis ist somit günstiger als das von FIEL, das für März einen interannuellen Rückgang von 2,4% und für das 1. Quartal einen von 2,7% ausweist.
***
Die Bruttoinvestitionen stieg im März gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat real um 11,9%, hat das Zentrum für wirtschaftliche Studien von Orlando Ferreres ermittelt. Das 1. Quartal 2017 liegt somit um 5,8% über dem Vorjahr, mit steigender Tendenz. Die gesamten Investitionen erreichten im März umgerechnet u$s 8,33 Mrd., was 21,6% des BIP ausmacht.
***
Der synthetische Index der Bautätigkeit des INDEC verzeichnet im März eine interannuelle Zunahme von 10,8%, womit das 1. Quartal um 1,8% über dem Vorjahr liegt. Gleichzeitig stieg die für private Bauten genehmigte Fläche in 40 Gemeinden (einschließlich Stadt Buenos Aires) im März im Vergleich zum Vorjahr um 40,5%. Der Verbrauch einzelner Baumaterialien verzeichnet im März folgende interannuelle Zunahmen: Asphalt: +85,5%; Rundeisen: +31,2%; andere Stahlprodukte für die Bauwirtschaft: +18,3%; Zement: +16%, Gipsplatten: +10;2%. Abnahmen gab es bei Keramikartikeln für Toiletten (-10,9%) und hohlen Ziegeln: (-1,6%). Die Zunahme der Bautätigkeit ist weitgehend durch den Impuls bedingt, den öffentliche Bauten in letzter Zeit erhalten haben.
***
Die Staatsfinanzen schlossen im 1. Quartal 2017 mit einem primären Defizit (ohne Zinsen) von $ 41,34 Mrd., was 0,4% des BIP darstellt. Im Plansoll waren 0,6% (gleich $ 58,5 Mrd.) vorgesehen, so dass Schatzminister Nicolás Dujovne auf einen Erfolg hinwies, den er vornehmlich auf die Weißwaschung zurückführte, die zu Extraeinnahmen von $ 28 Mrd. in dieser Periode geführt habe.
***
Ein Jahr nach der Verabschiedung des Gesetzes über Zahlung von Schulden an Rentner sind nur Zahlungen in 894.668 Fällen erfolgt, was 37% der 2,4 Mio. Fälle darstellt, von denen offiziell die Rede war. Durchschnittlich wurden Pensionen und Hinterbliebenenrenten dabei um 24,9% erhöht. Die beabsichtigte Verringerung der Prozesse wurde kaum erreicht: von 443.823 von Rentnern eingeleiteten Gerichtsverfahren wurden nur 22.536 aufgehoben. Außerdem wurden von September bis Dezember 2016 10.404 neue Prozesse eingeleitet. Die ANSeS-Behörden weisen darauf hin, dass seit August 2016 350.000 neue Pensionen gewährt wurden, bei denen die Festsetzung des Betrages von vorne herein korrekt war.
***
Der argentinische Staat hat schon u$s 61 Mio. an Zinsen für den chinesischen Kredit für den Bau der zwei großen Wasserkraftwerke in Santa Cruz gezahlt. China hat schon u$s 850 Mio. zum Bau der Kraftwerke beigetragen, die noch nicht begonnen wurden. Zunächst hat die Macri-Regierung das Projekt geändert und die Kapazität der Werke von 1.740 MW auf 1.310 MW verringert, jedoch bei Beibehaltung der Leistung von 5.100 Gigawattstunden pro Jahr. Dabei wurde der Stausee verringert, so dass er den Gletscher an der Kordillere nicht gefährdet. Doch der Oberste Gerichtshof gab einem Antrag von Umweltschutzorganisationen statt, und ordnete eine neue Umweltprüfung an, die angeblich fertig ist, so dass Präsident Mauricio Macri bei seinem China-Besuch vom 15. Mai dem chinesischen Präsidenten Xi Jinping den Beginn der Bauarbeiten mitteilen kann.
***
Die Zahl der Immobilienübertragungen stieg im März 2017 im Vergleich zum gleichen Vorjahresmonat um 43,7%, und im Vergleich zu Februar 2017 um 49,6%, berichtet das Kollegium der Notare der Stadt. Es waren 4.409 Übertragungen. In Werten waren es $ 9,27 Mrd., 106,2% mehr als im Vorjahr. Der Sprung ist auf die Wirkung der Weißwaschung zurückzuführen.
***
Im April weist die bilaterale Handelsbilanz mit Brasilien für Argentinien ein Defizit von u$s 679 Mio. aus, 141% über dem gleichen Vorjahresmonat. Die Importe aus Brasilien lagen mit u$s 1,37 Mrd. um 29,4% über dem Vorjahr und die Exporte nach Brasilien lagen mit u$s 701 Mio. um 10,1% unter dem Vorjahr. Die Zunahme der Importe beruht weitgehend auf stark gestiegenen Kfz-Lieferungen aus Brasilien, die nicht mehr durch annähernd gleich hohe Exporte ausgeglichen werden, wie es bis vor kurzem der Fall war, als das System des kompensierten Austausches galt.
***
Im April 2017 wurden 63.091 neue Automobile, Lastwagen und Kleinlaster in das offizielle Register eingetragen, 3,5% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Agenturenverband Acara. Das entspricht den Verkäufen der Agenturen an ihre Kunden. In vier Monaten 2017 waren es 295.422 Einheiten, 32,4% mehr als im Vorjahr.
***
Im April wurden 48.405 neue Motorräder in das offizielle Register eingetragen, 30,6% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. In vier Monaten waren es 225.056 Einheiten, 49,2% mehr als im Vorjahr.
***
Letzte Woche wurde schließlich das Abkommen zwischen den Erdölunternehmen, der Provinzregierung von Chubut und der Gewerkschaft unterzeichnet, das Änderungen des Arbeitsabkommens für die Provinz Chubut einführt, die eine Produktivitätserhöhung herbeiführen. Das Abkommen ist ähnlich, wie das vor einigen Monaten für das Gebiet von “Vaca Muerta” abgeschlossene. Die Erdölunternehmen verpflichten sich dabei, die Belegschaft zu erhalten und die Produktion zu erhalten oder zu erhöhen.
***
Der Mengenumsatz des Einzelhandels lag im April in der Bundeshauptstadt um 2,8% unter dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband Fecoba, der diesen Bereich vertritt.
***
Die Regierung hat eine öffentliche Ausschreibung für die Erweiterung bestimmter Gasleitungen eingeleitet, deren Gesamtbetrag auf $ 2,57 Mrd. veranschlagt wurde. Es handelt sich um vier Einzelfälle: 1. Die regionale Leitung Zentrum II, von Recreo über Rafaela nach Sunchales (Provinz Santa Fé), die von Litoral Gas betrieben wird; 2. Das patagonische Kordillerensystem, das von Camuzzi Gas del Sur betrieben wird; 3. Die Kordillerenleitung, die von Transportadora Gas del Sur betrieben wird; 4. Die Küstenleitung, die von Camuzzi Gas Pampeana betrieben wird.
***
Durch Beschluss 256 des Energie- und Bergbauministeriums wurde der Grossistenpreis für elektrischen Strom für die Winterperiode (1. Mai bis 31. Oktober 2017) unverändert auf dem Stand vom März festgesetzt. Das Ministerium weist darauf hin, dass dieser Tarif um 40% bis 45% unter den Energiekosten liegt, so dass mehr als die Hälfte subventioniert wird.
***
Landwirtschaftsminister Ricardo Buryaille erklärte, dass die US-Regierung noch in diesem Jahr den Import von gekühltem Rindfleisch innerhalb des Kontingentes von 20.000 Tonnen zulassen werde. Die amtlichen Verfahren seien abgeschlossen worden, und die Schlachthäuser, die den Export durchführen, seien genehmigt worden.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
In Brasilien nimmt die Industrieproduktion weiter ab. Der Index des Statistischen Amtes (IBGE) verzeichnet für März einen Rückgang der Industrieproduktion von 1,8% gegenüber Februar, und liegt jetzt auf dem niedrigsten Stand seit 2002. Von den 24 Industriebereichen, die der Index misst, verzeichnen 15 im März Rückgänge, die bei Elektronik, Textilien und Bekleidung, Kfz, Medikamenten, Benzin und Möbeln sehr ausgeprägt sind. Dennoch weist Finanzminister Henrique Meirelles darauf hin, dass die brasilianische Wirtschaft im 1. Quartal 2019 gewachsen sei und dabei die grösste Rezession der brasilianischen Geschichte überwunden wurde.
***
Der brasilianische Bundesstaat weist im März bei seinen Finanzen ein primäres Defizit von umgerechnet u$s 3,48 Mrd. aus, das höchste sein 1997. Für das 1. Quartal 2017 beträgt das Defizit u$s 5,76 Mrd., und für 12 Monate zum März 2017 u$s 48,65 Mrd., was 2,44% des BIP ausmacht. Doch dabei weist das Schatzamt im März einen Überschuss von u$s 528 Mio. und für 12 Monate einen von u$s 6,86 Mrd. aus. Doch die ZB hatte im März ein Defizit von u$s 8,8 Mio., und die Pensionskasse eines von u$s 12,62 Mrd., so dass das Gesamtergebnis stark negativ war.
****
Geschäftsnachrichten
IMPSA
Das Direktorium der Banco Nación hat beschlossen, sich dem Vorschlag des Unternehmens Industrias Metalúrgicas Pescarmona anzuschließen, der im gerichtlichen Präventivabkommen vorgeschlagen wurde, “da es sich um ein Unternehmen handle, das für die technologische Entwicklung des Landes wesentlich sei”. Die Unterstützung der Banco Nación ist hier entscheidend. IMPSA hat besonders auf dem Gebiet der Turbinen für Wasserkraftwerke eine große Leistung vollbracht, und sich bei Wasserkraftwerken im Land, und auch im Ausland, beteiligt. Doch vor einigen Jahren stieg die Firma in den Bau von Windkraftwerken ein, und dabei ging es ihr nicht gut, weil sie diese Technologie nicht beherrschte. Deshalb hatte die Firma auch Schwierigkeiten beim Inkasso einer Lieferung in Brasilien, was ihr zum Verhängnis wurde.
Total
Dieses französische Erdölunternehmen hat am Donnerstag der Vorwoche eine Investition von u$s 500 Mio. im Gebiet von Vaca Muerta und eine Erhöhung ihres Anteils an der Konzession von Aguada Pichana von 27,27% auf 41% angekündigt. Der Präsident des Unternehmens, Patrick Pouyanné, erklärte, die Investition werde sich auf 3 bis 4 Jahre strecken, wobei er erwarte, dass sie sehr rentabel sein werde.
Ionics
Diese Firma hat u$ 8,5 Mio. in eine Sterilisierungsanlage mit Strahlungen von Kobalt 60 investiert, die in Argentinien entwickelt wurde und dazu bestimmt ist, Nahrungsmittel, Pharmaprodukte u.a. zu sterilisieren.
Wirtschaftsübersicht
Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Argentinien und den USA
Dass Präsident Macri von Donald Trump freundlich empfangen wurde, mit einer Unterredung die 45 statt der vorgesehenen 15 Minuten gedauert hat, hat eine symbolische Bedeutung. Macri kennt Trump seit langer Zeit. Vater Franco Macri war mit Trump vor über drei Jahrzehnten in Konflikt geraten, als sie um ein großes Bauprojekt in New York konkurrierten, das Trump schließlich gewann. Das musste Sohn Mauricio dann zurechtbiegen, zu welchem Zweck er Trump angeblich auch beim Golf gewinnen ließ, obwohl er ein besserer Spieler war. Die gute persönliche Beziehung und auch der viel wichtigere Umstand, dass Argentinien jetzt in den grundsätzlichen Themen wieder zur zivilisierten Welt gehört, hat als Folge, dass Macri Trump per Telefon anrufen und wichtige Themen unmittelbar mit ihm besprechen kann. Das ist keine Selbstverständlichkeit.
Es fällt auf, dass Trump Macri hochgenommen hat. Einmal sagte er, Macri sei ein guter Freund, den er seit 25 Jahren nicht mehr gesehen habe. Also, so eng kann diese Freundschaft nun doch nicht sein. Und dann sagte er, Macri rede mit ihm über Zitronen, und er rede von Nordkorea. Das bedeutet im Klartext, dass er mit Macri keine wichtigen Themen behandelt hat. Nun ist Donald Trump eine ausgefallene Persönlichkeit, die sich nicht besonders durch Diplomatie auszeichnet, so dass man diese Dinge nicht ganz ernst zu nehmen braucht.
Argentinien hat gegenwärtig drei dringende Probleme in den Vereinigten Staaten, nämlich das der Zitronen, des Biodieselöls und der Zollpräferenzen.
Bei den Zitronen hatte die kalifornischen Produzenten vor Jahren ein Importverbot erreicht, weil die argentinischen Zitronen angeblich Cancrosis, die in vereinzelten Fällen bei Zitruspflanzen vorkommt, auf die US-Pflanzungen übertragen kann. Cancrosis ist eine Art Baumkrebs, der in Argentinien jedoch kaum vorhanden ist. Außerdem überträgt sich die Krankheit nicht durch die Zitronen auf die Pflanzen. Der Fall wurde untersucht, und Präsident Barack Obama verfügte schließlich die Freigabe des Importes binnen einer kurzen Frist. Doch bevor diese ablief, hat Trump dies, zusammen mit anderen Fällen, für eine weitere Frist außer Kraft gesetzt. Kurz nach dem Macri-Besuch wurde bekanntgegeben, dass das Verbot unmittelbar aufgehoben wird. Es handelt sich für Argentinien um ein Exportgeschäft von geschätzten u$s 50 Mio. pro Jahr.
Beim Biodieselöl besteht in den USA eine Dumpingklage. Hier muss das Verfahren abgewickelt werden, und Trump hat dabei keine Entscheidungsgewalt. Es ist anzunehmen, dass die zuständige Behörde zum Schluss gelangt, dass kein Dumping und auch kein Schaden für die lokale Biodieselölproduktion besteht, die nicht entfernt ausreicht, um den Bedarf der USA zu decken. Das ist eigentlich das Wichtigste. Das Dumpingargument besteht darin, dass Biodieselöl aus Soja hergestellt wird, deren interner Preis durch den hohen Exportzoll gesenkt wird, was als indirekte Subvention angesehen wird. Doch darüber kann man sich gewiss streiten.
Was die Zollpräferenzen für bestimmte Produkte betrifft, die bis vor einigen Jahren bestanden, so sollte es möglich sein, sie wieder einzuführen. Allerdings ist Trump prinzipiell protektionistisch eingestellt, so dass man eher erwarten sollte, dass er das ganze System abschafft. Tut er dies nicht, könnte eventuell Argentinien wieder aufgenommen werden, weil dies gesamthaft für die USA nicht viel ändert.
Doch viel wichtiger als diese Themen ist das grundsätzliche Problem der Landwirtschaft. Auf diesem Gebiet konkurrieren die USA mit Argentinien, was dazu führt, dass sie den Import aus Argentinien hemmen. Der Import von gekühltem und gefrorenem Rindfleisch war seit 1928 wegen der Maul- und Klauenseuche verboten. Als diese Krankheit in den 90er Jahren in Argentinien ausgemerzt wurde, wurde ein Importkontingent von 20.000 Tonnen zugelassen, obwohl der Import allgemein frei hätte zugelassen werden müssen. Als 2001 ein (einziger) Fall von Maul- und Klauenseuche auftrat, führte die USA sofort das Verbot wieder ein. Inzwischen ist Argentinien erneut seuchenfrei, was vom zuständigen internationalen Amt bestätigt wurde, aber der Import wird immer noch nicht zugelassen.
Die Vereinigten Staaten gehören zu den größten Rindfleischexporteuren der Welt, und konkurrieren somit mit Argentinien auf anderen Märkten. Für Argentinien ist besonders der EU-Markt wichtig. Doch hier besteht, abgesehen von den Sonderquoten, ein beweglicher Zollsatz, der als Differenz zwischen einem internen Referenzpreis und dem Importpreis festgesetzt wird. In der Praxis führt das zu Zöllen von über 100%. Das widerspricht der Regelung der Welthandelsorganisation. Mit Hilfe der USA könnte erreicht werden, dass dieses System abgeschafft und, als Kompromisslösung, durch ein Kontingent ersetzt wird, bei dem die Lieferanten den vollen Preis erhalten. Auch bei anderen landwirtschaftlichen Produkten bestehen Diskriminierungen der EU, die auch die USA betreffen. Das bezieht sich besonders auf die Differenzialzölle zwischen Rohstoffen und dem aus diesen erzeugten Industrieprodukt, also Sojabohne und Sojaöl, Häute und Leder u.s.w. Die Zusammenarbeit zwischen der USA und Argentinien auf diesem Gebiet ist wichtiger als die Themen, die jetzt erwähnt wurden. Dem Treffen von Macri mit Trump sollten Gespräche auf bürokratischer Ebene folgen, um diese Themen zu behandeln.
Die Handelsbeziehungen zwischen Argentinien und den USA sind beschränkt, und die relative Bedeutung der USA dürfte sogar abnehmen, besonders weil China u.a. Staaten des fernen Ostens weiter vordringen. Doch die USA sind einmal das Finanzzentrum der Welt, und das ist auch für Argentinien von großer Bedeutung. Aber am wichtigsten sind die USA für Argentinien auf dem Gebiet der Technologie. Dies bezieht sich besonders auf Computer und alles was dazugehört: Internet, Software und Apparate. Ebenfalls ist die landwirtschaftliche Technologie für Argentinien von besonderer Bedeutung, bei der die USA auch führend sind. Schließlich wurden dort die genetisch veränderten Samen entwickelt. Und auch auf anderen Gebieten, besonders der Medizin, sind die USA führend. Die Einführung moderner Technologie ist für Argentinien von entscheidender Bedeutung, wobei Argentinien in der Lage ist, diese Technologie aufzunehmen, sich gelegentlich auch in ein internationales Netz eingliedert und auch zur Weiterentwicklung beiträgt. Argentinien hat viele für diesen Zweck gut ausgebildete Menschen, die oft auch auswandern. Die technologische Zusammenarbeit scheint jedoch im Gespräch zwischen Macri und Trump nicht aufgekommen zu sein, wobei Trump selber wenig auf das Thema eingeht und man gelegentlich den Eindruck hat, dass er die technologische Revolution unserer Zeit nicht in ihrer vollen Tragweite begriffen hat. Sonst würde er nicht so protektionistisch sein.
Wirtschaftsübersicht
Investitionsfantasien
Präsident Mauricio Macri hat bei seinem USA-Besuch erneut für Investitionen geworben. Gewiss vermittelt er bei Gesprächen mit Unternehmern einen guten Eindruck, in krassen Gegensatz zum schlechten, den Néstor und Cristina Kirchner hinterlassen hatten. Mit Macri, der selber aus der Unternehmerwelt stammt, gibt es ein vernünftiges Gespräch, und die Unternehmer der USA würdigen bestimmt seine vernünftige Haltung und seinen guten Willen. In diesem Zusammenhang ist die Rede von Vorhaben ausländischer Investoren von insgesamt u$s 20 Mrd., und Außenministerin Susana Malcorra erwähnte sogar, dass man insgesamt, also mit Investoren aus der ganzen Welt und Projekten, die noch nicht gereift sind, auf u$s 50 Mrd. gelange. Allein, das sind alles Fantasien, wobei die argentinische Wirtschaft einen so hohen Betrag mittelfristig allein zahlungsbilanzmäßig nicht verkraften könnte.
Das erste, was ein ausländischer Investor bei seiner Entscheidung berücksichtigt, ist das Steuersystem. Präsident Donald Trump hat vorgeschlagen, die Körperschaftssteuer in den Vereinigten Staaten von 35% auf 15% zu senken, was die Bedeutung zeigt, die das Thema für die Unternehmen hat. Dadurch will Trump die Unternehmen veranlassen, in den Vereinigten Staaten und nicht im Ausland zu investieren. Ein argentinischer Steuerberater wird den Investor darauf aufmerksam machen, dass der Steuersatz auf den Gewinn von Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung in Argentinien bei 35% liegt, was im internationalen Vergleich nicht niedrig ist, auch wenn der Satz in manchen fortgeschrittenen Staaten höher ist. Doch in Argentinien kommt noch die Inflationswirkung hinzu. Da die Steuerbilanzen nicht berichtigt werden, um die reinen Buchgewinne von der Gewinnsteuer auszunehmen, die die Inflation verursacht, steigt der effektive Satz auf den echten Gewinn weit über 35%. Oft sind es über 50% und gelegentlich auch über 60%. Das schreckt Investoren von vorne herein ab. Die Regierung könnte das Problem sofort lösen, weil die inflationäre Bilanzberichtigung, die 1978 eingeführt wurde, 1991 nur außer Kraft gesetzt, aber nicht abgeschafft wurde. Der Präsident kann sie somit per Dekret sofort wieder einführen. Die Art der Berichtigung, bei der Einfachheit vor technischer Perfektion steht, löst das Problem nicht vollständig, aber doch zum größten Teil. Dass der Fiskus dabei Einnahmen einbüßt, ist selbstverständlich, muss aber hingenommen werden.
Doch das ist nicht das einzige Problem. Im allgemeinen besteht bei multinationalen Unternehmen der Grundsatz, dass das Arbeitskapital lokal finanziert wird, also entweder mit einem finanziellen Überschuss oder mit Krediten von Banken, die an Ort tätig sind. Das setzt einmal voraus, dass die Gewinne höher als in fortgeschrittenen Ländern sind, weil ein Teil für die Eigenfinanzierung einbehalten werden muss. Und dann ist der lokale Bankkredit sehr beschränkt und teuer. Und wenn sich die Unternehmen mit Krediten in harter Währung aus dem Ausland finanzieren, dann entsteht bei Abwertung ein Inflationsgewinn bei der Pesorechnung, der von der Gewinnsteuer erfasst wird.
Die Aussicht, dass die Inflation stark gesenkt wird und es in wenigen Jahren zivilisierte Zustände gibt, mit einer Inflationsrate von unter 5% jährlich, die die Regierung vorträgt, wird nicht ernst genommen. In einem Land mit einer so langen Inflationsperiode, mit vielen Jahren Hochinflation (über 100% jährlich) und drei Hyperinflationen, muss man davon ausgehen, dass die Inflation weiter andauert. Gewiss kann die Inflationsrate auf 20% und eventuell 15% gesenkt werden. Doch selbst dies ist unter den gegenwärtigen Umständen schwierig. Denn es besteht ein hohes Defizit der Staatsfinanzen, das mit Zinsen und ohne kreative Buchhaltung dieses Jahr bei 8% des Bruttoinlandsprodukts liegen dürfte, das eine hohe Geldschöpfung herbeiführt, die inflationär wirkt. Nichts deutet darauf hin, dass dieses Defizit in den nächsten Jahren spürbar gesenkt wird. Rein vom monetären Standpunkt ist es gleichgültig, ob die ZB dem Schatzamt das Geld bereitstellt, oder ob das Defizit mit Auslandskrediten gedeckt wird. Denn diese führen zu einer Zunahme der Reserven, und das wirkt monetär expansiv. Damit dies nicht eintritt, müsste die Handelsbilanz stark defizitär werden, also niedrige Exporte und hohe Importe aufweisen. Und das ist gewiss nicht erwünscht. Ohnehin ist das Importproblem schon jetzt in vielen Fällen konfliktiv.
Hinzu kommt noch die Kosteninflation. Die Gewerkschaften haben in Argentinien eine große Macht, wie in kaum einem anderen Land, und drücken Lohnerhöhungen durch, die unvermeidlich auf die Preise abgewälzt werden. Außerdem widersetzen sich die Gewerkschaften der Änderung der starren Arbeitsverträge, die dazu führen, dass mehr Arbeiter als notwendig eingesetzt werden müssen. Die Macri-Regierung hat in dieser Beziehung schon einen Vorstoß bei der Erdölwirtschaft in Vaca Muerta und jetzt auch in anderen Gebieten erreicht, und das Thema steht auch in anderen Fällen zur Diskussion. Aber es fehlt noch ein weiter Weg. Außerdem hat sich allgemein die These durchgesetzt, dass der Reallohn auch kurzfristig erhalten werden muss, und das bedeutet eine nachgiebige Haltung bei der Lohnpolitik.
Abgesehen vom Inflationsproblem, das zumindest steuerlich eine Lösung hat, und der starren Arbeitsgesetzgebung, besteht in Argentinien ein grundsätzliches Problem mit der Rechtsordnung. Die weitgehende Zerstörung des Rechtssystems durch die Kirchners wurde bisher kaum korrigiert. Die Konzessionen der Betreiber öffentlicher Dienste, die von den Kirchners und schon vorher von Duhalde einfach außer Kraft gesetzt und durch reine Willkür der Regierung ersetzt wurden, sind auch nach dem Regierungswechsel vom 10. Dezember 2015 nicht geregelt worden, auch wenn die Beziehung zwischen Regierung und Unternehmen jetzt vernünftig gehandhabt wird. Aber von einer neuen Rahmenordnung für die Konzessionen war bisher nicht die Rede.
Auch sonst lässt die Justiz zu wünschen übrig. Der Richterrat hat bisher keinen einzigen Richter abgesetzt, der Kirchner-Befehlen gefolgt und das Gesetz dabei verletzt hat. Ebenfalls wurde das neue Zivil- und Handelsgesetzbuch bezüglich Dollarkrediten und –schulden nicht korrigiert, so dass die Gefahr besteht, dass Dollarschulden gelegentlich zu einem künstlich niedrigen offiziellen Wechselkurs in Pesos gezahlt werden können. Die Qualität der Rechtsordnung ist für Investoren sehr wichtig, ganz besonders wenn es sich um langfristige Investitionen handelt, bei denen das eingesetzte Kapital nicht kurzfristig zurückgezogen werden kann, und noch mehr, wenn es sich um Investitionen handelt, die von einer staatlichen Regelung oder einer Zusammenarbeit mit dem Staat abhängen., wie es beim Erdöl und Gas, bei der Stromwirtschaft u.a. Bereichen der Fall ist.
Der Applaus der Unternehmer, die sich eine Ansprache von Macri anhören, in den USA oder wo immer es sei, ist nicht viel mehr als eine zivilisierte Geste für einen Präsidenten, der es gut meint. Doch wenn es Macri ernst meint, dann muss er eben die Probleme angehen, die wir hier aufgeführt haben.